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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


1 . Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung anstatt - wie 
ursprünglich geplant - Kfz-Haltern, die auch 
nach dem 30. Juni 1998 Klimaanlagen mit dem 
FCKW-Kältemittel R 12 (FCKW: Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoff) verwenden, Geldstrafen aufzuer- 
legen, jetzt lediglich ab diesem Stichtag diese 
verpflichtet, erst bei erforderlichen Reparatur- 
arbeiten auf ein umweltschonendes Kühlmittel 
umzurüsten bzw. die Klimaanlage stillzulegen, 
und inwieweit glaubt die Bundesregierung mit 
dieser neuen Politik dem umweltpolitischen 
Ziel der Vermeidung des Gebrauchs von FCKW 
näherkommen zu können? 


2. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung das Kühlmit- 
tel Isceon 49 im Vergleich zu R 134 a als Ersatz- 
stoff für das FCKW-haltige Kühlmittel R 12 in 
Klimaanlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


3. Abgeordneter 

Dr. Burkhard 
Hirsch 


(F.D.P.) 


Ist es zutreffend, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland die sog. „Herodesprämie" zur 
Tötung von Kälbern nicht gezahlt wird? 


4 . Abgeordneter 

Dr. Burkhard 
Hirsch 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß daraufhin 
deutsche Landwirte Kälber zu ausländischen 
Schlachthöfen transportieren, um sie dort töten zu 
lassen und die „Herodesprämie" zu kassieren, 
und ist es zutreffend, daß die Bundesregierung 
in dieser Frage dem Deutschen Tierschutzbund 
seit November vergangenen Jahres nicht mehr 
geantwortet hat? 


3 



Drucksache 13/8533 


Deutscher Bundestag — 13, Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


5. Abgeordneter 

Dieter 

Maaß 

(Herne) 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Unverein- 
barkeit ihrer Initiative zur Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge mit einem im Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vorbe- 
reiteten Erlaß, in dem bewußt nicht die Klein- 
betriebe, sondern die Generalüber- und -Unter- 
nehmer bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
bevorzugt werden sollen? 


6. Abgeordneter 

Dieter 

Maaß 

(Herne) 

(SPD) 


Wie viele öffentliche Bauaufträge des Bundes 
unterschreiten den Schwellenwert von 10 Millio- 
nen für die europa weite Ausschreibung, und wel- 
chen prozentualen Anteil bilden sie am gesamten 
Bauauftrags Volumen des Bundes? 


7. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 


(SPD) 


Wie viele Fälle von Unterschreitung des Mindest- 
lohnes auf Baustellen des Bundes in Berlin sind 
der Bundesregierung für die Zeit seit Anfang 
1996 bekannt, und welche Folgen hatten diese 
Tatbestände für die betroffenen Firmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


8. Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf Grundlage welcher völkerrechtlichen Ein- 
schätzung ist Bundesminister Carl-Dieter Spran- 
ger der Auffassung, daß, wie in einer Meldung 
der Frankfurter Rundschau vom 30. August 1997 
geäußert, die Verantwortung für Abgeschobene, 
deren Staatsangehörigkeit nicht geklärt ist, an 
die „Organisation für Afrikanische Einheit" 
abzugeben sei? 


9, Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung ihre Kriterien für eine 
nachhaltige Entwicklung - wie etwa Good 
Governence, Menschenrechte, Marktwirtschaft 
usw. - ändern und Entwicklungszusammenarbeit 
zukünftig von nicht damit in unmittelbarem 
Zusammenhang stehenden Argumenten, wie 
etwa der bundesrepublikanischen Abschiebe- 
praxis, abhängig machen? 
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10. Abgeordneter 

Wolfgang 

Schmitt 

(Langenfeld) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchem Grund hält die Bundesregierung es 
für „fair", Drohungen über eine Aufkündigung 
der Entwicklungszusammenarbeit ins Feld zu 
führen, um andere Regierungen dazu zu zwin- 
gen, aus Deutschland Ausreisepflichtige aufzu- 
nehmen im Hinblick auf die wiederholten Äuße- 
rungen der Bundesregierung - zuletzt von Bun- 
desminister Carl-Dieter Spranger in seiner Haus- 
haltsrede, daß Entwicklungszusammenarbeit 
eine „faire Partnerschaft" voraussetze? 


11. Abgeordneter 

Wolfgang 

Schmitt 

(Langenfeld) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie begründet Bundesminister Carl-Dieter 
Spranger seine Auffassung, die aus einer Mel- 
dung der Frankfurter Rundschau vom 30. August 
dieses Jahres zu entnehmen ist, wonach er sich 
dafür ausgesprochen hat, auch bei ungeklärter 
Staatsangehörigkeit Ausländer in bestimmte 
Regionen abzuschieben? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


12. Abgeordneter 

Dr. Helmut 
Lippelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Staaten wurden vom Bundesminister des 
Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, bereits über das 
Vorhaben der Bundesregierung in Kenntnis 
gesetzt, daß die finanziellen Zuwendungen im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit als 
Druckmittel benutzt werden sollen, um Staaten 
zur Wiederaufnahme eigener Staatsangehöriger 
zu drängen (s. Frankfurter Rundschau vom 
30. August 1997)? 


13. Abgeordneter 

Dr. Helmut 
Lippelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen verschiedenen afrikanischen Ländern 
hat der Bundesminister des Auswärtigen, 
Dr. Klaus Kinkel, vorgeworfen, sie weigerten 
sich, „aus Deutschland ausreisepflichtige eigene 
Staatsangehörige aufzunehmen und bei der Fest- 
stellung der Identität Ausreisepflichtiger mit- 
zuhelfen" (s, Kölner „Sonntags-Express" vom 
17. August 1997)? 
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14. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Türkei dem renommierten deutschen 
Asienforscher, Prof. Dr. U. S., Leiter des Deut- 
schen Orient-Instituts in Hamburg, Einreisever- 
bot erteilt hat und damit seine berufliche 
Tätigkeit in erheblichem Ausmaß beeinträchtigt, 
und ist die Bundesregierung bereit, bei der türki- 
schen Regierung vorstellig zu werden, um das 
Einreiseverbot für ihn aufzuheben? 


15. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Über welche Möglichkeiten verfügt die Bundes- 
regierung, solche Maßnahmen gegen deutsche 
Forscher, Wissenschaftler und Vertreter des 
öffentlichen Lebens seitens eines befreundeten 
Landes und NATO- Allianzpartners wie der 
Türkei, künftig zu verhindern? 


16. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Beitrittsverhandlungen der EU mit Polen und der 
Tschechischen Republik darauf hinzuwirken, 
daß hinsichtlich der - von der Bundesrepu- 
blik Deutschland als völkerrechtswidrig angese- 
henen - entschädigungslosen Einziehung deut- 
schen Privatvermögens durch diese beiden Staa- 
ten noch vor Aufnahme beider in die EU eine für 
die Bundesrepubhk Deutschland und die betrof- 
fenen Vertriebenen akzeptable Lösung gefunden 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


17. Abgeordneter 

Helmut 

Wilhelm 

(Amberg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann genau endete die Zusammenarbeit des 
Bundeskriminalamts mit der Vertrauensperson 
VP 572 (H. G.), und trifft es zu, daß der Vertreter 
des Bundeskriminalamts in Miami, USA (W. D.), 
noch 1994 diese Zusammenarbeit mit der Ver- 
trauensperson VP 572 fortsetzte und auch gegen- 
über Vertretern des US-Departement of Justice 
noch 1994 diese Vertrauensperson als „BKA 
agent" bezeichnete? 


18. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das am 11. September 1997 vom 
Bundesminister des Innern, Dr. Manfred Kanther, 
vorgestellte „Konzept zur Neuorganisation des 
Bundesgrenzschutzes" vorsieht, eine Reihe von 
BGS-Bahnpolizeiposten in Bayern in „Einsatzab- 
schnitt" umzuorganisieren, und wenn ja, welche 
Auswirkungen hat dies insbesondere für die 
Polizeivollzugsbeamten (PVB) des Bahnpolizei- 
postens Landshut? 
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19. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Ist es richtig, daß das Bundesministerium des 
Innern über die Grenzschutzpräsidien den Bun- 
desgrenzschutzbeamten eine öffentliche Beurtei- 
lung des BGS-Neustrukturierungskonzeptes ver- 
boten hat mit dem Hinweis, daß auch Presse- 
begleitung bei Abgeordnetenbesuchen uner- 
wünscht sei, und gesteht das Bundesministerium 
des Innern nicht indirekt Fehlentscheidungen 
ein, wenn es jede Stellungnahme durch die Bun- 
desländer mit dem Hinweis auf die Unumkehr- 
barkeit der Entscheidung verwirft? 


20. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Gibt es im Bundeshaushaltsplan 1998 erhöhte 
Mittel für die Neukonzeption des BGS, gerade im 
Hinblick auf den Hinweis des Bundesministe- 
riums des Innern, daß höhere Mittel notwendig 
seien, und wie wird in diesem Zusammenhang 
die Sicherheit der Reisenden an Bahnhöfen 
gewährleistet, die in Zukunft ohne BGS-Beamte 
auskommen müssen? 


21. Abgeordneter 
Cem 
Özdemir 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es zutreffend, daß die Innenministerkonferenz 
bereits 1995 eine Arbeitsgruppe eingesetzt hat, 
die prüfen sollte, ob Personen, bei denen nicht 
geklärt ist, aus welchem Staat sie kommen, in die 
„Gesamtregion'' abgeschoben werden können, 
und wenn ja, zu welchem Ergebnis ist diese 
Arbeitsgruppe gekommen? 


22. Abgeordneter 
Cem 
Özdemir 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es zutreffend, daß die Verknüpfung von Ent- 
wicklungshilfe und Abschiebungen entgegen 
den öffentlichen Äußerungen bereits längst 
bestehende Praxis ist, und z. B. in dem Beschluß 
des Rats der Innen- und Justizminister der Euro- 
päischen Union vom November 1993 zum Aus- 
druck kommt, wonach bei Europa-, Assoziations- 
oder Kooperationsabkommen mit dritten Staaten 
ein Zusammenhang mit der Rückübernahme- 
praxis eigener Staatsangehöriger herzustellen 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


23. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Wodarg 

(SPD) 


Wie beurteilt der Bundesminister der Finanzen 
die Tatsache, daß EU-Bedienstete in Belgien und 
Luxemburg weiterhin zollfrei einkaufen dürfen 
angesichts der Tatsache, daß die arbeitsplatzver- 
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lüchtende Abschaffung des Duty-free-Handels 
auf Fähren und an Flughäfen von Kommission 
und Ministerrat als angeblich zwingende binnen- 
wirtschaftliche Konsequenz beschlossen worden 
ist? 


24. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Wodarg 

(SPD) 


Wann und wie wird sich der Bundesminister der 
Finanzen in Brüssel (z. B. im Ministerrat) für eine 
Erhaltung des Duty-free-Handels und somit 
für die Sicherung der damit verbundenen über 
5 000 Arbeitsplätze in der strukturschwachen 
Ostseeregion einsetzen? 


25. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Hat der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theo- 
dor Waigel, die vertraglichen Abmachungen mit 
der US-amerikanischen Firma Dow Chemical im 
Rahmen der Privatisierung der früheren Chemie- 
kombinate Buna (Schkopau), Sächsische Olefin- 
werke (Böhlen) und Leuna Polyolefine (Leuna) 
(vgl. Bericht in der Zeitschrift Focus Nr. 36/1997, 
S. 240) bewilligt, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung heute die finanziellen und wirtschaft- 
lichen Folgen dieser Vereinbarungen? 


26. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Welche Subventionen sind im Rahmen der Priva- 
tisierung der 0 . g. früheren Chemiekombinate 
direkt und indirekt geleistet worden, und mit 
welchen direkten oder indirekten Subventions- 
zahlungen muß für die Zukunft gerechnet 
werden? 


27. Abgeordneter 

Friedhelm Julius 
Beucher 

(SPD) 


Welche Gründe waren dafür maßgebend, daß die 
1995 getroffenen Vereinbarungen der Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben (BvS) mit der Dow Chemical Company 
über die Privatisierung der früheren Chemiekom- 
binate Buna, Sächsische Olefinwerke und Leuna 
Polyolefine erst im September 1997 zum 
Abschluß eines Privatisierungsvertrages geführt 
haben, und sind bereits vor Abschluß des Privati- 
sierungsvertrages mit Dow Chemical öffentliche 
Investitions- und Fördermittel unmittelbar oder 
mittelbar an Dow Chemical geflossen (vgl. 
Bericht in der Zeitschrift Focus Nr. 36/1997, 
S. 240)? 


28. Abgeordneter 

Friedhelm Julius 
Beucher 

(SPD) 


Treffen Presseberichte (Magdeburger Volks- 
stimme vom 10. September 1997) zu, wonach der 
bis zum Jahr 2014 reichende Vertrag zwischen 
Dow Chemical und einem Energiekonzern über 
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die Stromversorgung von Buna in der Anlauf- 
phase stark überhöhte Preise und danach unge- 
wöhnlich niedrige vorsieht, und trifft es zu, daß 
die erhöhten Strompreise in der Anfangsphase zu 
Lasten der BvS und damit zu Lasten des Steuer- 
zahlers gehen? 


29. Abgeordneter 

Jelena 

Hoffmann 

(Chemnitz) 

(SPD) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung dar- 
über, daß die für ganz Sachsen zuständige Bun- 
desvermögensabteilung der Oberfinanzdirektion 
in Chemnitz geschlossen und mit der kleineren 
Abteilung in Erfurt verschmolzen werden soll? 


30. Abgeordneter 

Jelena 

Hoffmann 

(Chemnitz) 

(SPD) 


Gibt es einen Beschluß der Bundesregierung, der 
vorsieht, daß kleinere Bundesabteilungen der 
Oberfinanzdirektionen im Zuge der Sparpolitik 
notfalls auch über Landesgrenzen mit größeren 
Behörden vereinigt werden sollen? 


31. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Unterrichten Beamte der Bundesregierung in 
Vorträgen, Seminaren und Schulungen Steuer- 
pflichtige und Steuerberater über Lücken im 
Steuerrecht, beispielsweise über Möglichkeiten, 
sich dem Zinsabschlag auf legalem Weg zu ent- 
ziehen, und geben sie bei solchen Vorträgen Insi- 
der-Kenntnisse zu bevorstehenden Änderungen 
des Steuerrechts ab? 


32. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung gegen den Leiter der 
Steuerabteilung im baden-württembergischen 
Ministerium der Finanzen, der in einer Stamm- 
tischrunde Dienstgeheimnisse über eine bevor- 
stehende Aktion der Steuerfahndung - auch zu 
Lasten der Bundesregierung - ausgeplaudert 
hat, Strafantrag nach § 353 b StGB gestellt und 
die Landesregierung Baden-Württemberg als 
Dienstherrn aufgefordert, die Ermächtigung zur 
Verfolgung nach § 353 b Abs. 4 Nr. 3 StGB zu 
erteilen? 


33. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


In welcher Höhe sind vom Bundesministerium 
der Finanzen Finanzmittel für den Ausbau der 
Dienststelle der Kurie des Katholischen Militär- 
bischofs in Berlin im Anschluß an eine entspre- 
chende Verhandlung, die am 3. September 1997 
in Berlin stattfand, genehmigt worden, und ab 
wann können diese Mittel verausgabt werden? 
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34. Abgeordneter 

Heinz 

Schmitt 

(Berg) 

(SPD) 


Wie viele Einkommensteuerpflichtige in 
Deutschland (in Prozent) wurden gemäß aktuel- 
len Zahlen nach dem geltenden Spitzensteuer- 
satz veranlagt, und welchen prozentualen Anteil 
hatte diese Gruppe von Steuerpflichtigen am 
Gesamtaufkommen der Einkommensteuer? 


35. Abgeordneter 

Heinz 

Schmitt 

(Berg) 

(SPD) 


Wie hoch lag gemäß aktuellen Zahlen die durch- 
schnittliche Besteuerung aller einkommensteu- 
erpflichtig Beschäftigten in Deutschland, und wie 
viele Steuerpflichtige lagen unter dem gültigen 
Eingangssteuersatz? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


36. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Wie hoch waren die Ausschöpfung des Bewilli- 
gungsrahmens und der Fördermittelabfluß der 
Mittel im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
(GA) Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur bis einschließlich August 1997 in den 
Fördergebieten des Landes Rheinland-Pfalz im 
Vergleich zu den anderen - insbesondere zu den 
neuen - Bundesländern (Länder bitte einzeln 
aufführen)? 


37. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
das Ziel der GA ist, gleichwertige Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse in allen Bundesländern her- 
zustellen, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die Realisierung dieses Zieles angesichts der 
extrem hohen Arbeitslosenzahlen in der West- 
pfalz (s. Rheinpfalz-Zeitung vom 10. September 
1997) in Verbindung mit der geplanten drasti- 
schen Mittelkürzung bei der GA in 1998? 


38. Abgeordnete 

Gabriele 

Iwersen 

(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung die Verein- 
barkeit ihres Kabinettsbeschlusses zur Bevorzu- 
gung ausbildender Betriebe bei der Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge des Bundes im Wert von 
bis zu 10 Mio. DM mit der Verdingungsordnung 
für Bauleistungen (VOB) vor, in der eine Bevorzu- 
gung von Betrieben grundsätzlich nicht zulässig 
ist? 
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39. Abgeordnete 

Gabriele 

Iwersen 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung, die VOB dahin 
gehend zu ändern, daß Ausbildung als Kriterium 
für die Vergabe von öffentlichen Bauaufträgen 
mit aufgenommen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


40. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


In wie vielen Zeitungen ist die Anzeigenkam- 
pagne des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung unter der Schlagzeile „Sie sind 
heiß auf Arbeit, sie können ranklotzen . . 
erschienen, und welche Kosten sind dadurch ent- 
standen? 


41. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Wie verträgt sich die gebotene parteipolitische 
Neutrahtät der Öffentlichkeitsarbeit der Bundes- 
regierung mit den vielfältigen Medien angeb oten 
für das jüngste Rentenreformgesetz durch das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
im Internet, in Anzeigen, durch Falteinleger und 
in Broschüren, obwohl die Bundesregierung zu 
diesem Zeitpunkt einen solchen Gesetzentwurf 
nicht vorgelegt hatte, die in der Öffentlichkeits- 
arbeit verwendete Textfassung aber mit dem 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. in Drucksache 13/8011 identisch ist? 


42. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Rückgang der Übernachtungen im ersten 
Halbjahr 1997 im Vergleich zum ersten Halbjahr 
1996 in den Sanatorien und Kurkliniken in 
Bayern, und welche Konsequenzen ergeben sich 
aus dieser Entwicklung für die Arbeitsplätze im 
Kurbereich? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


43. Abgeordneter 

Egbert 

Nitsch 

(Rendsburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Ausnahmen nach § 7 Abs. 2 der Stra- 
ßenverkehrszulassungsordnung (Führen eines 
Kraftfahrzeuges der Klasse 1 a oder 3 vor Voll- 
endung des 18. Lebensjahres) gibt es nach Kennt- 
nis der Bundesregierung? 
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44. Abgeordneter Wie viele Unfälle mit Personenschäden werden 

Egbert von dieser Gruppe verursacht? 

Nitsch 

(Rendsburg) 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


45. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß für den Ausbau des Donauabschnitts von 
Straubing nach Pleinting eine geringfügige 
Wasserspiegelanhebung von 20 bis 30 cm durch 
flußbauliche Maßnahmen ausreichen würde, um 
an nicht mehr als 80 Tagen pro Jahr eine Fahrrin- 
nentiefe von 2,5 m zu unterschreiten und damit 
dem Mittelrhein gleichwertige Schiffahrtsver- 
hältnisse zu schaffen? 


46. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


Aus welchen Gründen sollen für den besagten 
Donauabschnitt durch Staustufenbau günstigere 
Schiffahrtsverhältnisse als am Mittelrhein, wo 
jährlich über 100 Mio. t transportiert werden, 
geschaffen werden, obwohl die Transportmen- 
gen selbst in optimistischen Prognosen deutlich 
geringer ausfallen als für den Mittelrhein, die 
aktuellen Transportmengen sogar rückläufig sind 
und auch donauabwärts in der Wachau die Fahr- 
rinnentiefe von 2,5 m an 84 Tagen jährlich unter- 
schritten wird? 


Bonn, den 19. September 1997 
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